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Ist das politische System in der Schweiz in der Lage, den Sozialstaat zu 
modernisieren?  
 
Silja Häusermann, Institut für Politikwissenschaft, IPZ, Universität Zürich 
 
Forthcoming in Fabio Bertozzi and Giuliano Bonoli (2008). L’Etat social suisse face aux 




Im Gegensatz zu den meisten Beiträgen in diesem Buch skizziert dieses Kapitel nicht 
mögliche Ausrichtungen einer neuen, post-industriellen Sozialpolitik, sondern befasst sich mit 
der politischen Durchsetzbarkeit entsprechender Reformen. In der politischen Debatte, wie 
auch im wissenschaftlichen Diskurs gilt die Schweiz als ein besonders träges politisches 
System, das durch viele Reformhemmnisse, langwierige Entscheidungsprozesse und 
höchstens inkrementelle Veränderungen geprägt ist. Die Politikwissenschaft schreibt diese 
Eigenschaften oft der Wirkung von „Vetopunkten“ zu (Immergut 1992, Birchfield and Crepaz 
1998). Dies sind Institutionen, die es politischen Akteuren ermöglichen, in den 
Reformprozess zu intervenieren und diesen zu bremsen. Das vorparlamentarische 
Vernehmlassungsverfahren, das Zweikammersystem im Parlament, die Konkordanz oder das 
Referendum sind Beispiele solcher Vetopunkte. Sie bewirken, dass Entscheidungsprozesse 
lang sind und Reformen immer wieder in verschiedenen Gremien diskutiert und neu 
verhandelt werden müssen.  
Im Widerspruch zur weit verbreiteten Annahme, dass das Schweizerische politische System 
aufgrund dieser Vetopunkte inhärent zur Reformunfähigkeit und Stabilität neige, möchte ich 
in diesem Beitrag jedoch aufzeigen, dass gerade Machtteilung und Verhandlungskultur in der 
Vergangenheit modernisierende Reformen überhaupt erst ermöglicht haben, weil sie die 
Verknüpfung verschiedener Reformstrategien, die Bildung von breiten Koalitionen und das 
Aushandeln von Kompromissen begünstigen. In ganz Europa sind die gewachsenen 
Sozialstaaten heute so stark verankert und gefestigt, dass Reformversuche – insbesondere zum 
Leistungsabbau - zwingend auf starken Widerstand treffen. Einschneidende Veränderungen 
der Höhe und Art der Leistungen sind nur noch durch Kompromisspakete möglich, und das 
Schweizerische politische System hält für Verhandlungen und Kompromissbildungen 
besonders viele Gelegenheiten bereit. Ob der Schweizerische Sozialstaat modernisiert werden 
kann hängt also nicht in erster Linie vom institutionellen Gefüge ab, sondern vom 
Verhandlungsgeschick und dem politischen Willen zentraler Akteure.  
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Einleitend zu diesem Beitrag möchte ich kurz die Konturen der sozialpolitischen 
„Modernisierungsdebatte“ aufzeigen und erklären, was unter post-industrieller 
Modernisierung zu verstehen ist. In einem zweiten und dritten Schritt werde ich dann erfolgte 
und bislang ausstehende Modernisierungen diskutieren, um daraus Erkenntnisse über die 
institutionellen Bedingungen erfolgreicher Reformen abzuleiten. Die Analyse wird zeigen, 
dass die Schweiz nach einem Modernisierungsschub in den späten 1990er Jahren heute vor 
grossen Herausforderungen in der Familienpolitik steht, deren erfolgreiche Lösung möglich, 
aber ungewiss ist.    
 
1. Modernisierung des Sozialstaates: Konsolidierung und Anpassung an neue 
soziale Risiken und Bedürfnisse 
Die ökonomische Krise der 1990er Jahre hat die Debatte um den Reformbedarf der 
Wohlfahrtsstaaten in ganz Europa entscheidend geprägt. Auch die sozialpolitische 
Auseinandersetzung in der Schweiz stand vor allem im Zeichen von verschiedenen post-
industriellen Bedrohungen für das gewachsene Niveau an sozialer Sicherung: Das 
Aufkommen von (Langzeit-)Arbeitslosigkeit, fehlendes Wirtschaftswachstum, 
Haushaltsdefizite, die sich immer deutlicher abzeichnende demographischen Alterung, und 
die politische Offensive neoliberaler Kreise schienen auf einen Rückbau sozialer Leistungen 
zu drängen (Mach 1999). Die IDA-Fiso Berichte (1996 und 1997) sind sowohl Ausdruck als 
auch Bestandteil dieser Fokussierung der politischen Debatte auf eine finanzielle 
Konsolidierung der sozialen Versicherungssysteme. In der politischen Arena führte diese 
Debatte zu einer beträchtlichen, bis dahin ungekannten Polarisierung: Während bürgerliche 
Kreise und Arbeitgeberschaft auf einen Rückbau der Leistungen drängten, verteidigten Linke 
und Gewerkschaften die Ansicht, dass die ökonomische Krise den Bedarf nach sozialer 
Sicherheit eher noch verstärkte (Häusermann et al. 2004). Auch in der Wissenschaft 
beherrschte das Thema der Konsolidierung die Literatur: Es wurde weitgehend bezweifelt, 
dass demokratische Regierungen überhaupt in der Lage seien, soziale Leistungen zu kürzen, 
weil die elektoralen Risiken einer solchen Reformstrategie zu gross seien (z.B. Pierson 1996, 
2001). Demzufolge dominierte die Prognose, kontinentaleuropäische Wohlfahrtsstaaten seien 
„eingefroren, „sklerotisch“ und würden sozusagen in einen fatalen Kreislauf von 
Verschuldung und Reformunfähigkeit geraten (Esping-Andersen 1996). Die Aussichten für 
die langfristige finanzielle Stabilität europäischer Sozialstaaten waren also düster und ein 
Grossteil der Literatur fokussierte auf Möglichkeiten und Grenzen des Rückbaus von 
Sozialleistungen.  
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Im Schatten dieser hitzigen politischen und wissenschaftlichen Debatte blieb lange Zeit fast  
unbemerkt, dass die Anpassung der kontinentaleuropäischen Sozialstaaten an die 
Herausforderungen des post-industriellen Zeitalters nicht nur eine Anpassung des Umfangs an 
Leistungen erfordert, sondern auch einen Veränderung der Art der Leistungen und der 
Zielgruppen von wohlfahrtsstaatlicher Politik. Dieses Buch zeigt in vielen verschiedenen 
Bereichen, dass sich die Post-industrialisierung des Sozialstaates nicht nur um Rück- oder 
Ausbau von Sozialpolitik dreht, sondern um einen eigentlichen Umbau sozialstaatlicher 
Politiken. Insbesondere muss der post-industrielle Wohlfahrtsstaat auf neue soziale Risiken 
und Bedürfnisse reagieren (Bonoli 2005, Armingeon und Bonoli 2006, Taylor-Gooby 2005).  
 
Neue soziale Risiken und Bedürfnisse umfassen zwei Hauptaspekte: die lückenhafte 
Absicherung atypisch Beschäftigter und die mangelnde Anpassung von Sozialstaaten an neue 
Geschlechterrollen und Familienstrukturen. 
Zum einen bringt der zunehmend flexible Arbeitsmarkt und der Übergang zur 
Dienstleistungsgesellschaft steigende Risiken für so genannte „AussenseiterInnen“ mit sich: 
Langzeitarbeitslose, ArbeitnehmerInnen mit nicht mehr nachgefragten Qualifikationen, 
alleinerziehende Mütter, teilzeit oder befristet Beschäftigte etc. Diese sozialen Gruppen sind 
in einem Sozialversicherungsstaat wie der Schweiz, in dem die Leistungsansprüche direkt von 
geleisteten Versicherungsprämien abhängen, schlecht geschützt, weil sie mangels 
kontinuierlicher Beschäftigung nur spärliche Prämienbeiträge entrichten können. Das Risiko 
der „Unterversicherung“ von atypisch oder nicht Beschäftigten ist sicher kein gänzlich neues 
Phänomen, es nimmt jedoch mit der Post-Industrialisierung viel grössere Dimensionen an als 
im industriellen Arbeitsmarkt. Eine erste post-industrielle Herausforderung an den Sozialstaat 
besteht also darin, solchen Arbeitsmarkt-AussenseiterInnen Sicherheit zu bieten und/oder 
Beschäftigung zu ermöglichen.  
Zum anderen führen gewandelte Familienstrukturen und Geschlechterrollen zu neuen 
Herausforderungen an den Sozialstaat, welcher traditionell auf die Sicherung des „männlichen 
Ernährers“ ausgerichtet war und ist. Das Modell des männlichen Ernährers, in dem Frauen 
nicht eigenständig, sondern primär über abgeleitete Ansprüche versichert sind, gerät durch 
steigende Scheidungsraten und neue Familienformen in Schieflage. In post-industriellen 
Gesellschaften können oder wollen sich viele Frauen auf diesen Ernährer nicht mehr 
verlassen. Aus dieser Fehlanpassung von Politik und gesellschaftlichen Realitäten ergeben 
sich neue Risiken und Bedürfnisse. Insbesondere Frauen brauchen demnach entweder direkte, 
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eigene Ansprüche auf soziale Leistungen, oder sie müssen die Möglichkeit haben, sich durch 
Beschäftigung eigene Ansprüche zu erwerben.  
Beide Herausforderungen – Beschäftigung und Leistungsansprüche für AussenseiterInnen 
und die Gleichstellung der Geschlechter vor dem Sozialstaat – sind zusammen mit der 
finanziellen Konsolidierung zentrale Bestandteile einer „post-industriellen Modernisierung“ 
des Sozialstaates. Eine solche Modernisierung – so scheint es – gleicht der Quadratur des 
Kreises: finanzielle Konsolidierung, d.h. ein Rückbau bestehender Leistungen, muss in 
Einklang gebracht werden mit der Sicherung neuer sozialer Risiken, also einem Ausbau des 
Sozialstaates.  
 
Die meisten Kapitel dieses Buches legen dar, wie eine Politik aussehen könnte, die den 
Schutz vor neuen Risiken mit einer stärkeren Kostenkontrolle zu vereinen versucht. Begriffe 
wie „Sozialer Investitionsstaat“ oder „Flexicurity“ (siehe dazu die Einleitung dieses Buches, 
siehe auch Lister 2004) spiegeln das bemühen, wirtschaftliche Effizienz, finanzielle 
Nachhaltigkeit und bedürfnisgerechten sozialen Schutz unter einen Hut zu bringen. Im 
Arbeitsmarkt z.B. sollen Wiedereingliederungspolitiken (siehe Kapitel 6 (Flückiger)), eine 
Flexibilisierung des Altersrücktritts (siehe Kapitel 7 (Bertozzi)) und Gleichstellungspolitik die 
Beschäftigungsanreize und -möglichkeiten für Frauen und AussenseiterInnen erhöhen (siehe 
Kapitel 10 (NN)). Dadurch würden zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: durch erhöhte 
Beschäftigung würden Mehreinnahmen in die sozialpolitischen Kassen fliessen, während 
neue Risikogruppen eigene Rechte erwerben könnten. In der Familienpolitik stehen Reformen 
im Vordergrund, die es Eltern erlauben würden, so viele Kinder zu haben, wie sie es sich 
wünschen, ohne auf soziale Rechte und Beschäftigung verzichten zu müssen (siehe Kapitel 9 
dieses Buches (Wanner)). Auch hier geht es darum, Politiken zu definieren, die aus 
wirtschaftlicher, demographischer und sozialer Perspektive sinnvoll sind.  
 
In diesem Beitrag soll es jedoch weniger um die mögliche oder wünschbare Ausgestaltung 
solcher Politiken gehen, sondern um die politische Umsetzbarkeit der post-industriellen 
Modernisierungsagenda. Aus theoretischer Sicht steht es darum eher schlecht. Bereits oben 
habe ich ausgeführt, dass ein signifikanter Rückbau des Sozialstaates als unwahrscheinlich 
eingeschätzt wird, weil das Beschneiden von Leistungen ein zu grosses elektorales Risiko 
darstellt (Pierson 1996, 2001). Die Aussichten auf Anpassung an neue soziale Risiken und 
Bedürfnisse sind ebenfalls sehr gedämpft, weil die Betroffenen in den politischen 
Entscheidungsinstanzen stark untervertreten sind (Bonoli 2005, Häusermann 2007). Junge 
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Familien, Frauen, Arbeitslose, teilzeit und befristet Beschäftigte haben keine starke politische 
Lobby, da sie weder in Parteien noch in Gewerkschaften den Kern und die Mehrheit der 
Mitglieder oder WählerInnen stellen. Überdies ist die Partizipationsrate von Frauen und sozial 
prekären Gruppen an Wahlen und Abstimmungen noch immer verhältnismässig tief.  
Umso erstaunlicher ist es, dass wir sowohl in der Schweiz als auch in den anderen 
europäischen Ländern seit gut einem Jahrzehnt durchaus „modernisierende“ Reformen 
feststellen. Die Niederlande sind zum Paradebeispiel eines flexiblen Arbeitsmarktes 
geworden, in dem Sozialrechte auch auf atypisch Beschäftigte ausgeweitet wurden (Visser 
and Hemerijck 1997, Hemerijck et al. 2000), Frankreich hat Leistungen insbesondere in der 
Rentenpolitik gekürzt und gleichzeitig neue soziale Minima für AussenseiterInnen eingeführt 
(Levy 1999) und in Deutschland werden entgegen aller Prognosen die Beschäftigungsanreize 
für Mütter mittels Sozialversicherungsansprüchen und familienergänzender 
Betreuungsstruktur stark ausgebaut (Meyer 1998, Anderson and Meyer 2006, Häusermann 
2007). Im Folgenden möchte ich aufzeigen, dass auch in der Schweiz von einem eigentlichen 
„Modernisierungsschub“ in den 1990er Jahren gesprochen werden kann, insbesondere im 
Bereich der Arbeitslosenversicherungspolitik und der Rentenpolitik. Diese Reformen machen 
auch deutlich, dass eine erfolgreiche Modernisierung von der geschickten Kombination 
unterschiedlicher Reformstrategien abhängt. Nur so können politische Koalitionen gebildet 
werden, welche die Polarisierung der Debatte bezüglich einzelner Reformbestandteile 
abschwächen. 
 
2. Bestandesaufnahme: erfolgte Reformen und offene Baustellen der Modernisierung 
Ich fokussiere die folgende Übersicht erfolgter und ausstehender Modernisierung des 
Schweizerischen Sozialstaates auf die Bereiche der Arbeitslosenversicherungs- und 
Arbeitsmarktpolitik, der Rentenpolitik und der Familienpolitik. Diese Auswahl umfasst 
diejenigen Politikbereiche, die von den Postindustrialisierungs-Tendenzen in Arbeitsmarkt, 
demographischer Alterung und Familien- bzw. Geschlechterstrukturen besonders stark 
betroffen sind. Modernisierung ist in diesen Bereichen also besonders dringend und wichtig.  
 
2.1.Arbeitslosenversicherungspolitik 
Arbeitslosigkeit war in der Schweiz bis in die 1990er Jahre fast inexistent. Dieser europäische 
Sonderfall erklärte sich durch ein besonders flexibles Arbeitsrecht und dadurch, dass Frauen 
und ausländische Arbeitskräfte bis in die 1980er Jahre eine Pufferfunktion wahrnahmen: 
Wenn die wirtschaftliche Peformanz nachliess, konnte das Angebot an Arbeit durch 
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Aufenthaltsbewilligungen und den Rückzug von Frauen in die unbezahlte Arbeit verkleinert, 
und so die Arbeitslosigkeit „verhindert“ werden.  
Obwohl die Schweiz im internationalen Vergleich noch immer eine besonders hohe 
Beschäftigungsquote - gerade auch von älteren ArbeitnehmerInnen – kennt, wurde sie in den 
1990er Jahren doch durch die postindustriellen Realitäten eingeholt. Die Partizipation von 
Frauen am Arbeitsmarkt war seit den 1970er Jahren zu einer festen Realität geworden und 
viele ausländische Arbeitskräfte hatten mittlerweile stabilere Aufenthaltsbewilligungen 
erworben. Deshalb führte die Wirtschaftskrise der 1990er Jahre erstmals auch in der Schweiz 
zu markanter Arbeitslosigkeit, die in gewissen Kantonen der Romandie zeitweise fast 8% 
erreichte. Arbeitslosigkeit war damit auch in der Schweiz zu einer strukturellen Konstante 
geworden. Als zweites, typisch post-industrielles Problem ist das Phänomen der „working 
poor“ zu nennen, also Menschen, die trotz Erwerbstätigkeit unter dem Armutsniveau leben. 
Dieses neue Armutsrisiko trifft vor allem „Aussenseiter“ des Arbeitsmarktes, also atypisch 
Beschäftigte und Teilzeiterwerbstätige. 2002 mussten 23% der Haushalte, die ausschliesslich 
von einem Teilzeiteinkommen leben, als arm eingestuft werden (Bertozzi et al 2005: 73).    
 
Diese Entwicklung brachte einen Bedarf nach Modernisierung gemäss den beiden oben 
skizzierten Trends mit sich: Auf der einen Seite geriet die erst Anfang der 1980er Jahre 
obligatorisch gewordene Arbeitslosenversicherung in finanzielle Schieflage, und auf der 
anderen Seite lösten neue soziale Risiken steigende Ansprüche an die Systeme der sozialen 
Sicherheit aus. Insbesondere musste eine neue Arbeitsmarktpolitik den strukturellen Wandel 
von einer Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft auffangen, da dieser Übergang vielen 
Arbeitnehmenden mangels gefragter Qualifikationen grosse Schwierigkeiten bereitete.  
 
Welche Bilanz können wir betreffend erfolgter Modernisierung ziehen? Im Bereich der neuen 
Armut und der „working poor“ sind bis heute kaum signifikante Reformen zu verzeichnen. 
Der Schweizerische Arbeitsmarkt kennt keine Mindestlöhne und so wird ein Grossteil dieser 
neuen und arbeitsmarktspezifischen Armut ausschliesslich durch Sozialhilfe aufgefangen. Im 
Gegensatz dazu ist im Bereich der Arbeitslosenversicherung seit den 1990er Jahren eine 
eigentliche Trendwende von „passiven“ Leistungen zu „aktiven“ Wiedereingliederungs-
massnahmen zu verzeichnen (siehe Kapitel 6 dieses Buches (Flückiger)). Schon das 1982 
eingeführte Gesetz über die Arbeitslosenversicherung enthielt Bestimmungen zur 
Wiedereingliederung, die jedoch kaum angewendet wurden. Erst in der zweiten Teilrevision 
des Gesetzes 1995 wurde die flächendeckende Einführung von aktiven 
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Arbeitsmarktmassnahmen mittels regionaler Arbeitsvermittlungszentren beschlossen. Ab 
Mitte der 1990er Jahre wurden diese Massnahmen kontinuierlich ausgeweitet und in der 
dritten Teilrevision von 2002 verstärkt und konsolidiert, so dass der Bezug von 
Lohnersatzleistungen zunehmend an die Teilnahme an aktiven Wiedereingliederungs-
massnahmen gekoppelt wurde. Innert eines einzigen Jahrzehnts wurden somit die Ausgaben 
für aktive Arbeitsmarktpolitik in der Schweiz von gut 33 auf gut 211 Millionen Franken 
jährlich versechsfacht (Bertozzi et al. 2005: 77).  
Parallel zu diesem Paradigmenwechsel wurden im Gegenzug die passiven 
Lohnersatzleistungen finanziell konsolidiert. Nachdem zu Beginn der 1990er Jahre den 
finanziellen Engpässen noch mit höheren Prämienbeiträgen begegnet worden war, wurden 
zunehmend auch restriktivere Bezugskriterien (in der Reform von 1995) und tiefere 
Leistungen (insbesondere in der Reform von 2002) umgesetzt. Dank besserer konjunktureller 
Bedingungen konnten 2002 schliesslich auch die Beitragssätze wieder gesenkt werden. Heute 
besteht weiterhin Bedarf nach Verbesserungen der Effektivität der Wiederein-
gliederungsmassnahmen, und langfristig können die Arbeitsmarktrisiken der postindustriellen 
Zeit nur über grosse Investitionen in Bildung und Weiterbildung gelöst werden. Dennoch 
kann mit Bezug auf die Arbeitslosigkeitspolitik von einem eigentlichen 
Modernisierungsschub seit den 1990er Jahren gesprochen werden.  
 
Für eine Diskussion der Modernisierungs-  und Reformfähigkeit der Schweiz ist es besonders 
wichtig zu beachten, wie diese Neuausrichtung von passiven zu aktiven Massnahmen zu 
Stande kam. Der Schlüssel zum Verständnis ist die enge Kopplung dieser beiden 
Reformausrichtungen. 1995 machte nur die explizite Verbindung von eingeschränktem 
Leistungsanspruch und gleichzeitiger Wiedereingliederung einen breiten Kompromiss 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmerorganisationen möglich. Die nationalrätliche 
Kommission schaffte es so, ein Paket zu schnüren, das – wenn auch aus unterschiedlichen 
Gründen – genügend politische Unterstützung erhalten konnte. Auf linker und 
gewerkschaftlicher Seite konnte die Errungenschaft der aktiven Massnahmen als neues Recht 
der Erwerbslosen verbucht werden, während die bürgerlichen und Arbeitgeberkreise den 
stärkeren Druck zur Erwerbstätigkeit und die eingeschränkten Leistungen betonten (zu dieser 
Reform, siehe auch Bonoli 1999b, Häusermann et al. 2004, Mach 1999). Bruno Palier (2005) 
nennt diese Form von Reformpaketen „ambiguous agreements“: die relevanten Akteure 
akzeptieren sie, wenn auch aus sehr unterschiedlichen Gründen. Auch in 2002 wurde die 
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Modernisierung der Arbeitslosenversicherung nur dank einem Paket aus Leistungskürzungen 
und Investitionen in aktive Massnahmen möglich.  
 
2.2. Rentenpolitik  
Eine ähnlich weit reichende Modernisierung wie in der Arbeitslosenversicherung ist in der 
Rentenpolitik der letzten 15 Jahre zu vermerken. Sowohl in der Grundsicherung  als auch in 
der beruflichen Vorsorge wurden nicht nur Massnahmen zu finanziellen Konsolidierung 
umgesetzt, sondern auch Anpassungen an post-industrielle Erwerbsbiographien und 
frauenspezifische Armutsrisiken implementiert. Ich werde im Folgenden aufzeigen, dass auch 
hier diese Reformen nur umgesetzt werden konnten, weil sie eng gekoppelt waren. Weiterer 
Modernisierungsbedarf besteht heute vor allem in der Absicherung atypisch Beschäftigter in 
der beruflichen Vorsorge, sowie in einer Flexibilisierung des Rentenalters.  
 
Die Schweizerische Altersvorsorge basiert primär auf zwei Säulen, der umlagefinanzierten 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung AHV und der kapitalgedeckten beruflichen 
Vorsorge BV. Zusammen sollen diese beiden Säulen bei voller Erwerbsbiographie eine 
Ersatzrate von ca. 60% gewährleisten. Die dritte Säule – die steuerlich privilegierte private 
Vorsorge – fällt nur in den obersten Einkommensschichten ins Gewicht und kann daher kaum 
zum eigentlichen System der sozialen Sicherheit im Alter gezählt werden (Nova und 
Häusermann 2005). Die Verteilung der Finanzierung auf zwei Säulen macht das 
Schweizerische Rentensystem im internationalen Vergleich etwas weniger anfällig auf 
demographische und wirtschaftliche Bedrohungen seiner finanziellen Stabilität. Dennoch hat 
eine besonders tiefe Geburten- und Wachstumsrate auch in der Schweiz seit Ende der 1980er 
Jahre die Frage nach einem Rückbau der bestehenden Leistungen aufgebracht. Gleichzeitig 
wurden auch Forderungen nach einer Anpassung der Rentensysteme an neue soziale Risiken 
und Bedürfnisse laut. Post-industrielle Erwerbsbiographien, die von Diskontinuität oder 
atypischer Arbeit geprägt sind, führen in einem Sozialversicherungssystem zu Beitragslücken 
und somit zu Renteneinbussen. Die AHV umfasst zwar alle BürgerInnen unabhängig von 
ihrem Erwerbsstatus, eine unregelmässige oder unvollständige Beitragsleistung kann aber zu 
einer nicht existenzsichernden Minimalrente führen, die dann bedarfsabhängig mit 
Ergänzungsleistungen auf das soziale Minimum ergänzt werden muss. Noch gravierender 
wirken sich diskontinuierliche Erwerbsbiographien und atypische Arbeit (inkl. 
Selbstständigkeit) in der beruflichen Vorsorge aus, die ausschliesslich nach dem 
Beitragsprinzip aufgebaut ist. Zudem sind viele Teilzeit-Erwerbstätige gar nicht in der 
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beruflichen Vorsorge erfasst, weil diese nur ab einem bestimmten Schwellenverdienst 
(„Koordinationsabzug“) zugänglich wird. Da atypische Arbeit sehr ungleich auf die 
Geschlechter verteilt ist, brachte die Post-industrialisierung vor allem die ungenügende 
Alterssicherung der Frauen in der BV in den Vordergrund. Die eigenständige Alterssicherung 
von Frauen wurde auch in der AHV zu einem wichtigen Thema, da steigende 
Scheidungsraten ab den 1970er Jahren zu grossen Armutsrisiken für ältere Frauen führten, 
welche sich z.B. wegen Scheidung nicht auf abgeleitete Leistungen beziehen konnten.  
 
In diesem Kontext ist die Modernisierung, die seit den frühen 1990er Jahren erreicht wurde, 
sehr bemerkenswert. 1994 wurde in der beruflichen Vorsorge die Freizügigkeit eingeführt, 
um das Versicherungssystem an die zunehmend flexiblen und mobileren Arbeitsmärkte 
anzupassen. 1995 vollzog sich in der AHV ein Systemwechsel zu individualisierten 
Rentenansprüchen von verheirateten Frauen und Männern (Splitting und 
Erziehungsgutschriften) und 2003 wurde in der beruflichen Vorsorge der Koordinationsabzug 
gesenkt (von ca. 24'000 auf ca. 18'000 Franken Jahreseinkommen), wodurch mehr gering und 
Teilzeit-Beschäftigte Anprüche auf eine Renten erwerben können. Parallel zu dieser 
Ausweitung von Leistungsansprüchen auf post-industrielle Risikogruppen wurden auch 
restriktive Massnahmen zur finanziellen Konsoliderung der Renten umgesetzt. In der AHV 
wurde 1995 das Rentenalter der Frauen von 62 auf 64 angehoben und in der beruflichen 
Vorsorge wurde der Umwandlungssatz (d.h. das Verhältnis von kapitalisiertem Guthaben und 
ausbezahlter Rente) in der 1. BVG-Revision von 2003 von 7.2 auf 6.8% gesenkt.  
 
Wiederum sind diese modernisierenden Reformen nur zu verstehen, wenn man die enge 
Verknüpfung von Kürzungen und stärkerer Sicherung von bestimmten Risikokategorien 
betrachtet. Sowohl 1995 als auch 2003 bestanden die Reformen aus Paketen, welche eine 
genügend starke Unterstützung im Parlament ermöglichten. In der 10. AHV-Revision 
verteidigte eine sozialliberale Koalition die Reform gegen Gewerkschaften und konservative 
Kreise. Die eigenständige Alterssicherung der Frauen wurde ein Thema, auf das sich 
ReformerInnen in sozialdemokratischen und liberalen Kreisen verständigen konnten. Die 
Verknüpfung dieses Ausbaus mit der Erhöhung des Frauenrentenalters ermöglichte den 
benötigten politischen Rückhalt im Parlament, weil bürgerliche Kreise für die 
Sparmassnahme, und gesellschaftlich progressive Kräfte für die Individualisierung der 
Rentenansprüche stimmten (zur Analyse dieser Reform, siehe auch Bonoli 1999, Häusermann 
et al. 2004). Ähnlich lässt sich auch die 1. Revision der beruflichen Vorsorge 2003 erklären. 
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Die Sparmassnahmen wurden für Arbeitnehmerkreise nur tragbar, weil gleichzeitig eine 
Ausweitung der beruflichen Vorsorge auf gering oder Teilzeit-Erwerbstätige beschlossen 
wurde (siehe zu dieser Reform auch Häusermann 2007). Wie schon in der 
Arbeitslosenversicherungspolitik zeigt sich auch hier das Muster, dass finanzielle 
Konsolidierung bzw. Leistungsabbau nur umsetzbar ist mit einer gleichzeitigen 
Kompensation und Anpassung an neue Risikostrukturen.  
Beleg für diese These ist nicht zuletzt das Scheitern der 11. AHV-Revision 2003. Auch hier 
hatte der Bundesrat ein Paket aus Leistungskürzungen (Erhöhung des Frauenrentenalters, 
eingeschränkte Indexierung und Senkung der Witwenrenten) und einer Anpassung an post-
industrielle Lebens- und Erwerbsverläufe (sozial abgefederte Flexibilisierung des 
Rentenalters) vorgeschlagen. Im Parlament wurde dieses Paket jedoch zerschlagen, indem die 
soziale Abfederung des Altersrücktritts von den bürgerlichen Parteien verworfen wurde. 
Somit blieben im Paket nur Elemente, die eine Polarisierung von linken und rechten Kräften 
förderte, und die ganze Reform wurde an der Urne – entsprechend den Voraussagen von 
Pierson (1996) – verworfen. Es erstaunt daher nicht, dass die Neuauflage der 11. AHV-
Revision sehr prominent eine soziale Abfederung der Frühverrentung als 
Kompensationselement einschliesst (Witschard 2006). 
 
2.4. Familienpolitik 
Neben der Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik ist die Familienpolitik das dritte Feld, welches 
besonders stark von post-industriellen Risiken und Bedürfnissen betroffen ist. Die 
Herausforderungen in diesem Bereich hängen nicht nur mit dem Wandel des Arbeitsmarktes 
hin zu flexibleren Beschäftigungsverhältnissen zusammen, sondern auch mit dem Wandel der 
Geschlechterrollen und Familienstrukturen. Kinderreiche Familien und allein Erziehende sind 
überdurchschnittlich vom Risiko der „working poverty“ betroffen. Kinder sind in der Schweiz 
ein Armutsrisiko, was einerseits an kantonal sehr unterschiedlich grosszügigen Kinderzulagen 
liegt, und anderseits ein Resultat fehlender Kinderbetreuungsstrukturen ist, welche es den 
Eltern ermöglichen würden, ein ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften. Das äusserst 
lückenhafte bis fehlende Angebot an Strukturen für familien- und schulergänzende 
Kinderbetreuung ist denn auch die wichtigste Baustelle aktueller Modernisierungspolitik. Die 
Schweiz gibt nur ca. 0,5% des BIP für Dienstleistungen an Familien aus, während dieser Wert 
in den anderen kontinentalen Ländern zwischen 3 und 5% und in Skandinavien sogar bei 7-
8% liegt (OECD 2004). Der Mangel an Betreuungsstrukturen ist ein Teil der grundlegenden 
Unvereinbarkeit von Familie und Vollzeit-Erwerbstätigkeit v.a. für Mütter in der Schweiz. 
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Dies führt nicht nur dazu, dass Eltern weniger Kinder aufziehen, als sie es sich wünschen 
(siehe Kapitel 9 dieses Buches (Wanner)), sondern es verstärkt auch demographische und 
ökonomische Probleme, welche sich wiederum auf die Finanzierung der anderen 
Sozialversicherungen auswirken.  
 
Gänzlich ist eine Anpassung an post-industrielle Risiken und Bedürfnisse in diesem Bereich 
nicht ausgeblieben: Bezüglich der stärkeren finanziellen Unterstützung von Familien ist die 
Harmonisierung und Anhebung (in vielen Kantonen) der Kinderzulagen auf mindestens 200 
Franken pro Kind und Monat zu erwähnen, welche 2006 beschlossen wurde. Zudem sind auf 
Bundesebene bedarfsabhängige Ergänzungsleistungen für Familien in der parlamentarischen 
Debatte und viele Kantone haben steuerliche Erleichterungen für Familien eingeführt oder 
geplant. Finanzielle Transfers verbessern aber nicht die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 
und tragen so auch nicht zur stärkeren Erwerbstätigkeit der Eltern bei. Im Bereich der 
Vereinbarungspolitik wurde 2004 nach mehreren gescheiterten Anläufen eine obligatorische 
Mutterschaftsversicherung eingeführt. Zudem subventioniert der Bund seit 2003 
Krippengründungen mit teilweiser Anstossfinanzierung. Auch auf kantonaler und 
kommunaler Ebene sind viele Initiativen beschlossen oder hängig, die auf eine Verbesserung 
der Betreuungsstruktur abzielen (Dafflon 2003).  
Dennoch bleibt die Abdeckung im internationalen Vergleich ausgesprochen gering. In einem 
Bericht von 2003 repertoriert die OECD für den Kanton Zürich eine Fremdbetreuungsquote 
von gerade mal knapp 5% der Kinder zwischen 0 und 5 Jahren (OECD 2004b, für die 
gesamtschweizerische Ebene existieren bezeichnenderweise keine Statistiken). Der Mangel 
an Betreuungsstrukturen wird besonders deutlich, wenn man die Modernisierung dieses 
Politikbereiches im internationalen Vergleich betrachtet. Die EU-Länder haben das 
gemeinsame Ziel, bis 2010 die Betreuungsquote stark anzuheben, auf 30% für Kinder unter 
drei Jahren und auf 90% für Kinder zwischen 3 Jahren  und Schuleintritt.  
 
Insofern bleiben in diesem Bereich sehr grosse Baustellen offen. Eine Anpassung der 
Vereinbarungspolitik an post-industrielle Erwerbs- und Familienverhalten würde einerseits 
einen massiven Ausbau der Kinderbetreuungsstrukturen erfordern, anderseits eine Anpassung 
von Schulzeiten, Arbeitsmärkten und dem Erwerbsverhalten von Frauen und Männern. Die 
Durchsetzbarkeit dieser Modernisierungselemente scheint jedoch im Lichte der bereits 
erfolgten Reformen sehr fraglich, wie ich im Folgenden zeigen werde.  
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In der Tat sind die meisten der oben genannten Reformen – wie auch die 
Modernisierungspakete in der Renten- und Arbeitsmarktpolitik – von breiten und 
„ungewohnten“ Akteurskoalitionen beschlossen worden (Ballestri and Bonoli 2003, 
Häusermann 2007). Ähnlich den sozialliberalen Koalitionen in der Rentenpolitik war das 
Impulsprogramm für die Krippenförderung eine gemeinsame Initiative von linken, liberalen 
und Arbeitgeber-Kreisen. Auch die Mutterschaftsversicherung wurde von einer 
sozialliberalen Koalition getragen und erfuhr signifikanten Widerstand einzig aus den Reihen 
konservativer Kreise und Parteien. Es lässt sich also grundsätzlich eine ähnliche Dynamik wie 
in anderen Feldern betrachten, wonach verschiedene Akteure der Modernisierung aus 
unterschiedlichen Gründen zustimmen: während linke und liberale Kreise v.a. aus 
gesellschaftspolitischen Gründen handeln, geht es Arbeitgeber- und bürgerlichen Kreisen um 
eine Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit.  
Dennoch fällt die Einschätzung der Modernisierungsfähigkeit der Schweiz für den Bereich 
der Familien- und Vereinbarungspolitik skeptischer aus als für die oben diskutierten 
Politikfelder. Die erreichten Reformen bleiben punktuell, im Umfang sehr limitiert und 
politisch prekär. Von einer Trendwende zum Ausbau der Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit kann angesichts der Resultate noch nicht gesprochen werden. Diese 
schwache Reformperformanz kann auf zwei Gründe zurückgeführt werden. Auf der einen 
Seite zeigen die Bereiche der Arbeitslosenversicherung und der Rentenpolitik, dass 
erfolgreiche Modernisierung in fast allen Fällen eine Akzentverschiebung von bestehenden 
sozialpolitischen Leistungen und Modellen in eine neue Richtung bedeutete (von passiven zu 
aktiven Arbeitsmarktmassnahmen, von abgeleiteten zu individuellen Renten, von reinen 
Insider-Versicherungen zu einer Öffnung für atypisch Beschäftigte etc.). Demzufolge ging der 
Ausbau post-industrieller Leistungsansprüche einher mit einer finanziellen Konsolidierung. 
Beides waren sozusagen zwei Seiten der gleichen Modernisierungspolitik. Solche 
Tauschgeschäfte sind im Bereich der Familienpolitik jedoch nicht möglich, weil keine 
etablierte, ausgeprägte „industrielle“ Politik besteht. Finanzielle Konsolidierung und 
Leistungsabbau stehen nicht zur Diskussion, weil es in der Schweiz keine umfassende 
konservative – d.h. auf Transferzahlungen ausgerichtete – Familienpolitik gibt. Es geht daher 
weniger um eine Umorientierung und ein Verhandeln von Tauschgeschäften, als um einen 
reinen Ausbau von Leistungen, für den es schwierig ist, ausreichend politische Unterstützung  
zu mobilisieren. Ein zweiter Grund für die zögerliche Modernisierungspolitik im Bereich 
Familie und Vereinbarung ist in seinem föderalistischen Aufbau zu suchen. Die Kompetenzen 
im Bildungs- und Betreuungsbereich liegen vorwiegend bei den Kantonen und Gemeinden. 
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Diese Fragmentierung der Zuständigkeiten erschwert die Koordination der beteiligten 
Akteure und führt zu einer Verwischung von Kompetenzen und Verantwortung.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass auch in der Familien- und 
Betreuungspolitik post-industrielle Modernisierung ein sehr wichtiges Thema auf der Agenda 
geworden ist. Die bisher erzielten Resultate liegen jedoch deutlich hinter anderen 
Politikbereichen zurück. 
 
3. Das politische System der Schweiz: Hemmnis oder Katalysator der 
Modernisierung?  
Die obigen Ausführungen zu drei zentralen Politikbereichen haben verdeutlicht, dass 
zumindest im Bereich der Renten- und Arbeitslosenversicherungspolitik seit den 1990er 
Jahren von einem eigentlichen Modernisierungsschub gesprochen werden kann. Diese 
Beobachtung liegt quer zur weit verbreiteten These, dass die Vielzahl an Vetopunkten in der 
Schweiz zu Reformstau und –blockaden führt. Es zeigt sich demnach, dass eine differenzierte 
Betrachtung der Auswirkungen von Vetopunkten und Konsensinstitutionen nötig ist. Die 
obigen Beispiele demonstrieren, dass die Schweiz in vielen Fällen nicht trotz, sondern gerade 
wegen ihrer konsens- und kompromissfördernden Institutionen zu Reformen fähig war. Nicht 
nur in der Schweiz, sondern auch in anderen europäischen Ländern wie Frankreich, 
Deutschland, Holland oder Italien sind „modernisierende Kompromisse“, sprich post-
industrielle Reformpakete, zum Schlüssel für Reformen geworden (Levy 1999, Rhodes 2001, 
Häusermann 2007). Traditionell zentralistische Länder wie Frankreich bewegen sich in 
jüngerer Zeit sogar hin zu einer Verstärkung von Verhandlungs- und Konsensinstitutionen, 
und in Deutschland bringt die grosse Koalition seit 2005 diese Tendenz zum Ausdruck. Das 
auf Verhandlung und Konsens bedachte Schweizerische politische System muss also nicht 
zwingend als Schwäche, sondern kann sogar als komparativer Vorteil in dieser Hinsicht 
gewertet werden.  
 
Zusammenfassend möchte ich nun einige Erkenntnisse über Reformen hemmende und 
fördernde Eigenschaften des Schweizerischen politischen Systems diskutieren. 
Politische Entscheidungsprozesse in der Schweiz beruhen auf institutioneller Redundanz 
(Bendor 1985). Das bedeutet, dass Reformen sequentiell in einer Vielzahl von Foren und 
Gremien beraten werden (Sciarini 1999). In der vorparlamentarischen Phase sind vor allem 
die Vernehmlassung, sowie korporatistische und administrative ExpertInnenkommissionen zu 
nennen. Danach verabschiedet der Bundesrat als konsensuelles Gremium eine gemeinsame 
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Botschaft, die wiederum in den Kommissionen und Plena der beiden Ratskammern diskutiert 
wird, bevor ein Beschluss gefällt wird. Diese Redundanz bewirkt, dass eine gescheiterte 
Kompromisssuche jeweils in der nächsten Arena wieder aufgegriffen werden kann. Nach 
jedem Zwischenbeschluss können Reaktionen aufgenommen und die Elemente der Vorlage 
austariert werden. Insofern trägt institutionelle Redundanz nicht nur zu Trägheit, sondern vor 
allem auch zur Findung von umsetzbaren Beschlüssen bei (Häusermann et al. 2004). 
Des Weiteren trägt eine vergleichsweise schwache elektorale Polarisierung zur Konsens- und 
Verhandlungskultur bei. Wahlen verändern die Machtverhältnisse in der Schweiz jeweils nur 
marginal. Konkordanz, und nicht der Ausgang der Legislativwahlen, bestimmt die 
Zusammensetzung der Regierung. Überdies führt die Referendumsoption für Sachbeschlüsse 
dazu, dass Politik und Allianzbildung stärker sachpolitisch orientiert ist als in anderen 
Ländern. Nur so sind die breiten Koalitionen von sozialdemokratischen, liberalen und 
Arbeitgeberinteressen in verschiedenen Modernisierungsreformen zu erklären (Häusermann 
2007). Gerade das Parlament hat – im Gegensatz zur vorparlamentarischen korporatistischen 
Arena – in jüngerer Zeit eine starke Rolle in der Ausarbeitung tragfähiger Kompromisse 
gespielt (Bertozzi et al. 2005).  
Die Tatsache, dass das Schweizerische politische System die Möglichkeiten zur 
Kompromissfindung und zu erfolgreicher Modernisierung bietet, ist jedoch keineswegs 
Garant für ebensolche. Das Scheitern der 11. AHV-Revision und weiterer Vorlagen, z.B. der 
Revision des Arbeitsgesetzes 1996, zeigen, dass die Parteien bei starker ideologischer 
Polarisierung Blockaderisiken durch Referenden eingehen. Wichtig ist jedoch zu bemerken, 
dass nicht das Referendum an sich die Blockade verursacht, sondern die gescheiterte 
Kompromiss- und Paketfindung im Verlauf des Entscheidungsprozesses. Hemmnisse für 
erfolgreiche Modernisierung zeigt auch der Fall der Familien- und Vereinbarungspolitik auf. 
Der Föderalismus kann durchaus innovative und beschleunigende Funktion haben, wenn z.B. 
gewisse Kantone als Laboratorium einer neuen Politik dienen. Im Fall der 
Vereinbarungspolitik führt die Unklarheit und Fragmentierung der Kompetenzverteilung 
jedoch zu empfindlichen Reformhemmnissen. Die Debatte hält sich oft eher an Fragen der 
Aufgabenteilung auf, als bei eigentlichen Reformzielen und –massnahmen.  
 
Schlussfolgerungen 
Als Fazit zur Modernisierungsfähigkeit stellt sich heraus, dass das politische System 
Reformen durchaus erlaubt, und teilweise sogar begünstigt. Die Schweiz hat seit den 1990er 
Jahren eine Art Modernisierungsschub erfahren, der das Land in einigen Bereichen zum post-
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industriellen Vorreiter im internationalen Kontext gemacht hat (Splitting der 
Rentenansprüche, aktive Arbeitsmarktmassnahmen, Öffnung der beruflichen Vorsorge). 
Diese Reformen wurden möglich durch eine Verbindung von Massnahmen der finanziellen 
Konsolidierung mit einem Ausbau zu Gunsten post-industrieller Risiken und Bedürfnisse. 
 
Heute steht die Schweiz jedoch vor der wohl grössten post-industriellen Herausforderung für 
kontinentaleuropäische Sozialstaaten, nämlich der Modernisierung der Familien- und 
Vereinbarungspolitik, welche einhergeht mit einer notwendigen Etablierung von 
„familienfreundlichen“ Schulstrukturen und Arbeitsmärkten. Nur so kann auf die 
Bedrohungen von demographischer Alterung, fehlendem Wirtschaftswachstum und drohender 
Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften geantwortet werden. Diesem zentralen 
Modernisierungsschritt stehen in der Schweiz jedoch einige Faktoren entgegen: die 
traditionelle Schwäche der Familienpolitik verhindert modernisierende Umbaupakete von 
alten zu neuen Formen von Leistungen; der Föderalismus verwischt Verantwortung und 
verhindert eine Bündelung des politischen Willens; und nicht zuletzt verhindert eine starke 
Tradition liberal-konservativer Skepsis gegen staatliche Intervention im Bereich der Familie 
und Geschlechterverhältnisse die modernisierenden Reformen. Deshalb wird die Schweiz 
bezüglich Vereinbarungspolitik momentan von den meisten umliegenden Ländern überholt. 
Deutschland z.B., ein Land mit ebenfalls konservativem Sozialstaat und föderalistischem 
Staatsaufbau, hat einen Ausbau der Betreuungsplätze für einen Drittel der Kinder unter drei 
Jahren bis zum Jahr 2013 beschlossen. Finanziert wird dieser Ausbau primär über 
Steuergelder. Auch die anderen kontinentaleuropäischen Länder gehen in dieselbe Richtung. 
Sie werden dabei unterstützt von der EU, welche die Erwerbstätigkeit der Frauen, und damit 
die Vereinbarungspolitik, als zentrale wirtschafts- und bildungspolitische Aufgabe begreift. 
Wegen genau dieser Bedeutung für die langfristige Prosperität post-industrieller  Ökonomien 
– an welcher auch die Finanzierbarkeit der übrigen Sozialversicherungen hängt – wird die 
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